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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 60/2012 DES RATES 

vom 16. Januar 2012 

zur Einstellung der gemäß Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 durchgeführten 
teilweisen Interimsüberprüfung der Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von 

Ferrosilicium mit Ursprung unter anderem in Russland 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 
30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) („Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 11 
Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission nach Anhörung 
des Beratenden Ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

1.1. Geltende Maßnahmen 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 172/2008 ( 2 ) („ursprüng­
liche Verordnung“) führte der Rat einen endgültigen An­
tidumpingzoll auf die Einfuhren von Ferrosilicium mit 
Ursprung unter anderem in Russland ein. Bei den Maß­
nahmen handelt es sich um einen Wertzoll in Höhe von 
17,8 % bis 22,7 %. Die Untersuchung, die zu dieser Ver­
ordnung führte, wird nachstehend „Ausgangsunter­
suchung“ genannt. 

1.2. Überprüfungsantrag 

(2) Am 30. November 2009 erhielt die Europäische Kom­
mission („Kommission“) einen Antrag auf eine teilweise 
Interimsüberprüfung nach Artikel 11 Absatz 3 der 
Grundverordnung („Interimsüberprüfung“). Der von ei­
nem ausführenden Hersteller in Russland, Joint Stock 
Company (JSC) Chelyabinsk Electrometallurgical Integra­
ted Plant, und dem mit ihm verbundenen Unternehmen 
Joint Stock Company (JSC) Kuznetsk Ferroalloy Works 
(nachfolgend zusammen als „Antragsteller“ bezeichnet) 
eingereichte Antrag beschränkte sich auf die Unter­
suchung des Dumpingtatbestands in Bezug auf den An­
tragsteller. Für den Antragsteller gilt ein Antidumping­
zollsatz von 22,7 %, der auf der Dumpingspanne des 
Antragstellers beruht. 

(3) Der Antragsteller machte in seinem Antrag geltend, dass 
sich in seinem Fall die Umstände, auf deren Grundlage 
die geltenden Maßnahmen eingeführt wurden, geändert 
hätten und diese Änderungen dauerhafter Art seien. 

(4) Der Antragsteller legte zudem Anscheinsbeweise dafür 
vor, dass in seinem Fall die Aufrechterhaltung der Maß­
nahme in ihrer jetzigen Höhe zum Ausgleich des Dum­
pings nicht mehr erforderlich ist. Den Angaben im An­
trag zufolge hat ein Vergleich der Inlandspreise des An­
tragstellers mit den Preisen seiner Ausfuhren in die Union 
eine Dumpingspanne ergeben, die offenbar deutlich unter 
dem geltenden Zollsatz liegt. 

1.3. Einleitung einer Überprüfung 

(5) Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden 
Ausschusses zu dem Schluss, dass genügend Beweise 
für die Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung 
vorlagen, und beschloss, eine auf die Prüfung des Dum­
pingtatbestandes in Bezug auf den Antragsteller be­
schränkte teilweise Interimsüberprüfung nach Artikel 11 
Absatz 3 der Grundverordnung einzuleiten. Am 
27. Oktober 2010 veröffentlichte die Kommission eine 
Einleitungsbekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 
Union ( 3 ) („Einleitungsbekanntmachung“) und leitete die 
Untersuchung ein. 

1.4. Betroffene Ware und gleichartige Ware 

(6) Bei der von der Interimsüberprüfung betroffenen Ware 
handelt es sich um dieselbe Ware wie in der Ausgangs­
untersuchung, d. h. Ferrosilicium mit Ursprung in Russ­
land, das derzeit unter den KN-Codes 7202 21 00, 
7202 29 10 und 7202 29 90 eingereiht wird. 

(7) Die in Russland hergestellte und verkaufte Ware und die 
in die Union ausgeführte Ware haben dieselben grund­
legenden materiellen und technischen Eigenschaften und 
Verwendungen; daher werden sie als gleichartige Waren 
im Sinne des Artikels 1 Absatz 4 der Grundverordnung 
angesehen.
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1.5. Betroffene Parteien 

(8) Die Kommission unterrichtete den Wirtschaftszweig der 
Union, den Antragsteller und die Behörden des Ausfuhr­
landes offiziell über die Einleitung der Interimsüberprü­
fung. Die interessierten Parteien erhielten Gelegenheit, 
schriftlich Stellung zu nehmen und eine Anhörung zu 
beantragen. 

(9) Die Kommission übermittelte dem Antragsteller Fragebo­
gen, die fristgerecht beantwortet und zurückgesandt wur­
den. Sie holte alle Informationen ein, die sie für die 
Ermittlung des Dumpings als notwendig erachtete, prüfte 
sie und führte Kontrollbesuche an folgenden Standorten 
durch: 

— Joint Stock Company JSC Chelyabinsk Electrometal­
lurgical Integrated Plant („CHEM“), Chelyabinsk, Russ­
land; 

— Joint Stock Company JSC Kuznetsk Ferroalloy Works 
(„KF“), Kuznetsk, Russland; 

und 

— RFA International LP („RFAI“) in Mishawaka, USA 
und Nieuwdorp Zld, Niederlande. 

1.6. Untersuchungszeitraum 

(10) Die Untersuchung betraf den Zeitraum vom 1. Oktober 
2009 bis zum 30. September 2010 („Untersuchungszeit­
raum der Überprüfung“ oder „UZÜ“). 

2. DAUERHAFTE VERÄNDERUNG DER UMSTÄNDE 

2.1. Vorbemerkungen 

(11) An erster Stelle wird daran erinnert, dass nach der Recht­
sprechung der EU-Gerichte ( 1 ) die Organe bei ihrer Prü­
fung der Notwendigkeit einer Beibehaltung der bestehen­
den Maßnahmen auf der Grundlage von Artikel 11 Ab­
satz 3 der Grundverordnung über ein weites Ermessen 
verfügen, wozu auch die Befugnis gehört, die voraussicht­
liche Entwicklung der Preise der betroffenen Ausführer 
zu beurteilen. Die Institutionen müssen die Argumente 
des Antragstellers, mit denen er begründet, warum sich 
die Umstände dauerhaft verändert haben und somit eine 
Verringerung oder sogar die Aufhebung des Zolls ge­
rechtfertigt ist, in diesem Kontext prüfen. 

(12) Der Antragsteller brachte vor, es könne vernünftigerweise 
davon ausgegangen werden, dass die Veränderung der 
Umstände dauerhafter Natur sei; die Maßnahmen sollten 
in seinem Fall daher gesenkt oder sogar vollständig auf­
gehoben werden, da in absehbarer Zeit ein Wiederauf­
treten gedumpter Einfuhren generell bzw. auf einem Ni­
veau, das mit dem in der Ausgangsuntersuchung fest­
gestellten Niveau vergleichbar ist, unwahrscheinlich sei. 

2.2. In Bezug auf die Frage, ob der Antragsteller 
während des UZÜ auf dem EU-Markt weiterhin 
Dumping betreibt ( 2 ) 

(13) Bevor auf die verschiedenen Argumente des Antragstel­
lers zur (angeblich) dauerhaften Natur der (angeblich) 
veränderten Umstände eingegangen wird, ist es sinnvoll, 
zuerst die Erwägungen der Institutionen zu der Frage, ob 
der Antragsteller während des UZÜ möglicherweise wei­
terhin auf dem EU-Markt Dumping betrieben hat, dar­
zulegen. 

2.2.1. Normalwert 

(14) Zur Bestimmung des Normalwerts wurde zunächst ge­
prüft, ob die gesamten von dem Unternehmen getätigten 
Inlandsverkäufe der gleichartigen Ware an unabhängige 
Abnehmer gemessen an seinen gesamten Ausfuhrverkäu­
fen in die Union repräsentativ waren. Von einer solchen 
Repräsentativität wird nach Artikel 2 Absatz 2 der 
Grundverordnung ausgegangen, wenn die insgesamt auf 
dem Inlandsmarkt verkaufte Menge mindestens 5 % der 
gesamten in die Union verkauften Menge der betroffenen 
Ware ausmacht. Es wurde festgestellt, dass die vom Un­
ternehmen getätigten Gesamtverkäufe der gleichartigen 
Ware auf dem Inlandsmarkt repräsentativ waren. 

(15) Anschließend wurde für die einzelnen Warentypen, die 
das Unternehmen auf seinem Inlandsmarkt verkaufte und 
die mit dem zur Ausfuhr in die Union verkauften Typ 
direkt vergleichbar waren, geprüft, ob die Inlandsverkäufe 
ausreichend repräsentativ im Sinne des Artikels 2 Absatz 
2 der Grundverordnung waren. Die Inlandsverkäufe eines 
Warentyps wurden als hinreichend repräsentativ betrach­
tet, wenn die im UZÜ an unabhängige Abnehmer auf 
dem Inlandsmarkt verkaufte Gesamtmenge dieses Waren­
typs mindestens 5 % der insgesamt zur Ausfuhr in die 
Union verkauften Menge des vergleichbaren Warentyps 
entsprach. 

(16) Ferner wurde geprüft, ob die Inlandsverkäufe der einzel­
nen Warentypen als Geschäfte im normalen Handelsver­
kehr im Sinne des Artikels 2 Absatz 4 der Grundverord­
nung angesehen werden konnten. Hierfür wurde für je­
den ausgeführten Typ der betroffenen Ware der Anteil 
der gewinnbringenden Verkäufe an unabhängige Abneh­
mer auf dem Inlandsmarkt in jedem der Zeiträume er­
mittelt. 

(17) Für diejenigen Warentypen, bei denen mehr als 80 % der 
auf dem Inlandsmarkt abgesetzten Menge über den 
Stückkosten verkauft wurden und bei denen der gewo­
gene durchschnittliche Verkaufspreis mindestens den Pro­
duktionsstückkosten entsprach, wurde der Normalwert je 
Warentyp als gewogener Durchschnitt der tatsächlichen 
Preise aller Inlandsverkäufe dieses Warentyps ermittelt, 
unabhängig davon, ob diese Verkäufe gewinnbringend 
waren oder nicht.
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( 1 ) Siehe insbesondere [2009] Slg. II S. 4133. Rechtssache T-143/06 
MTZ Polyfilms Ltd/Rat der Europäischen Union. 

( 2 ) Wie unten erläutert, wurden Normalwert und Ausfuhrpreis zuerst 
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(18) Wenn das Volumen der gewinnbringenden Verkäufe ei­
nes Warentyps 80 % oder weniger des gesamten Ver­
kaufsvolumens dieses Typs ausmachte oder wenn der 
gewogene Durchschnittspreis des betreffenden Warentyps 
unter den Produktionsstückkosten lag, wurde dem Nor­
malwert der tatsächliche Inlandspreis zugrunde gelegt, 
der als gewogener Durchschnitt ausschließlich der ge­
winnbringenden Inlandsverkäufe dieses Warentyps in je­
dem der Zeiträume ermittelt wurde. 

(19) In den Fällen, in denen die Inlandspreise eines bestimm­
ten vom Unternehmen verkauften Warentyps zur Ermitt­
lung des Normalwerts nicht herangezogen werden konn­
ten, wurde der Normalwert nach Artikel 2 Absatz 3 der 
Grundverordnung rechnerisch ermittelt. 

(20) Bei der Ermittlung des Normalwertes nach Artikel 2 Ab­
satz 3 der Grundverordnung wurden die Beträge für Ver­
triebs-, Verwaltungs- und Gemeinkosten sowie für Ge­
winne gemäß dem Einleitungssatz von Artikel 2 Absatz 
6 der Grundverordnung anhand der Zahlen festgesetzt, 
die das Unternehmen bei der Produktion und dem Ver­
kauf der gleichartigen Ware im normalen Handelsverkehr 
tatsächlich verzeichnete. 

2.2.2. Ausfuhrpreis 

(21) Die Ausfuhrverkäufe des Unternehmens in die Union 
werden über die schweizerische Filiale des mit ihm ver­
bundenen Unternehmens RFAI abgewickelt, die alle mit 
der Überführung der Waren in den zollrechtlich freien 
Verkehr in der Union verbundenen Einfuhraufgaben, d. h. 
die Aufgaben eines verbundenen Einführers, wahrnahm. 

(22) Daher wurde der Ausfuhrpreis nach Artikel 2 Absatz 9 
der Grundverordnung anhand der Preise ermittelt, zu 
denen die eingeführten Waren an den ersten unabhängi­
gen Abnehmer weiterverkauft wurden, wobei für alle 
zwischen der Einfuhr und dem Weiterverkauf angefalle­
nen Kosten eine Berichtigung vorgenommen und ein an­
gemessener Betrag für VVG-Kosten und Gewinne hin­
zugerechnet wurde. Da keine neuen Informationen un­
abhängiger Einführer über die erzielten Gewinne vor­
lagen, wurde dabei für den Gewinn derselbe Prozentsatz 
wie in der Ausgangsuntersuchung angesetzt, nämlich 
6 %. 

(23) Der Antragsteller forderte, dass RFAI als Teil derselben 
Wirtschaftseinheit (Single Economic Entity, SEE) behan­
delt werden sollte, und dass folglich bei der Ermittlung 
des Ausfuhrpreises für die VVG-Kosten und Gewinne von 
RFAI keine Abzüge vorgenommen werden sollten. 

(24) Dieser Forderung kann aus folgenden Gründen nicht 
stattgegeben werden: 

— die beiden ausführenden Hersteller haben eine eigene 
Ausfuhrabteilung; 

— RFAI ist in erheblichem Maße an den internationalen 
Aktivitäten des Konzerns beteiligt (Kundendienst, Lo­
gistik und Lieferzeitpläne, Kauf von Investitionsgütern 
und wichtigen Rohstoffen usw.); 

— die schweizerische Filiale von RFAI erfüllt alle Funk­
tionen, die normalerweise von einem verbundenen 
Einführer in der EU wahrgenommen werden; 

— RFAI verkauft Ferrosilicium in seinem eigenen Namen 
und auf eigene Rechnung an unabhängige Abnehmer 
in der EU und in anderen Teilen der Welt; 

— RFAI hat eine Kauf-Verkauf-Beziehung mit den bei­
den verbundenen Herstellern KF und CHEM in Russ­
land; 

— jedes Unternehmen erstellt seinen eigenen Finanzbe­
richt, ein konsolidierter Finanzbericht wird nicht er­
stellt, und 

— jedes Unternehmen reicht seine eigene Steuererklä­
rung bei den zuständigen Behörden ein. 

Die Forderung, dass bei der Berechnung des Ausfuhrprei­
ses keine Abzüge für VVG-Kosten und Gewinne vor­
genommen werden sollten, musste folglich abgelehnt 
werden. Die diesbezüglichen Stellungnahmen, die der An­
tragsteller nach der Unterrichtung über die endgültigen 
Feststellungen („endgültige Unterrichtung“) übermittelte, 
werden nachfolgend erörtert (Ziffer 2.3). 

(25) Der Antragsteller forderte ferner, dass nach Artikel 11 
Absatz 10 der Grundverordnung der Antidumpingzoll 
bei der rechnerischen Ermittlung des Ausfuhrpreises nicht 
abgezogen werden sollte, da sich der Zoll in den Weiter­
verkaufspreisen und den späteren Verkaufspreisen in der 
EU ordnungsgemäß niederschlägt. Im Zusammenhang 
mit dieser Forderung hat die Untersuchung ergeben, 
dass die gewogenen durchschnittlichen Weiterverkaufs­
preise von Ferrosilicium in der Union im Vergleich zu 
den Preisen in der Ausgangsuntersuchung gestiegen sind 
und die derzeitigen Weiterverkaufspreise um mehr als 
22,7 % über den Preisen in der Ausgangsuntersuchung 
liegen. Daher kann der Schluss gezogen werden, dass 
sich der Antidumpingzoll ordnungsgemäß in den Weiter­
verkaufspreisen des Antragstellers niederschlägt. Dieser 
Forderung des Antragstellers konnte daher stattgegeben 
werden, und bei der rechnerischen Ermittlung der Aus­
fuhrpreise nach Artikel 2 Absatz 9 der Grundverordnung 
wurden die Antidumpingzölle nicht abgezogen. 

2.2.3. Vergleich 

(26) Der Normalwert und der Ausfuhrpreis wurden auf der 
Stufe ab Werk miteinander verglichen. Im Interesse eines 
gerechten Vergleichs zwischen Normalwert und Ausfuhr­
preis wurden, soweit erforderlich und gerechtfertigt, nach 
Artikel 2 Absatz 10 der Grundverordnung gebührende 
Berichtigungen für Transport-, Versicherungs-, Endabfer­
tigungs- und Bereitstellungskosten, Kreditkosten sowie 
Provisionen vorgenommen. 

2.2.4. Dumpingspanne 

(27) Nach Artikel 2 Absatz 11 der Grundverordnung wurde 
der gewogene durchschnittliche Normalwert je Warentyp 
mit dem gewogenen durchschnittlichen Ausfuhrpreis des 
entsprechenden Typs der betroffenen Ware verglichen. 
Dieser Vergleich ergab das Vorliegen von Dumping.
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(28) Bei der Berechnung der Dumpingspanne stellten die In­
stitutionen wie bereits in der Ausgangsuntersuchung fest, 
dass CHEM und KF eng miteinander verbunden sind. Wie 
in der Ausgangsuntersuchung wurde im Einklang mit 
dem bei den Institutionen üblichen Standardverfahren 
für den gesamten Konzern eine einzige Dumpingspanne 
berechnet. Bei der dazu für die endgültige Unterrichtung 
eingesetzten Methode wurde die Dumpingspanne für je­
den ausführenden Hersteller einzeln berechnet, bevor 
eine gewogene durchschnittliche Dumpingspanne für 
den gesamten Konzern ermittelt wurde. Es wird darauf 
hingewiesen, dass sich diese Methode von der in der 
Ausgangsuntersuchung eingesetzten Methode unter­
schied, bei der die Berechnung der Dumpingspanne 
durch Zusammenfassen aller relevanten Daten über In­
landsverkäufe, Produktionskosten, Rentabilität und Ver­
käufe in der Union der Produktionseinheiten erfolgte. 
Der Antragsteller brachte vor, die Anwendung dieser Me­
thode stünde im Widerspruch zu Artikel 11 Absatz 9 der 
Grundverordnung. Auch auf diese Frage wird unter Ziffer 
2.3 eingegangen. 

2.3. Analyse der Reaktionen auf die endgültige Un­
terrichtung im Zusammenhang mit der Dum­
pingspanne während des UZÜ 

(29) Der Antragsteller gab mehrere Stellungnahmen zu be­
stimmten Aspekten der Berechnungen wie beispielsweise 
Produktionskosten, VVG, Gewinnspanne, Normalwert 
und Berichtigungen ab. Alle Stellungnahmen wurden ge­
prüft und etwaige sachliche Fehler wurden berichtigt. Die 
endgültigen Feststellungen wurden entsprechend geän­
dert. 

(30) Außerdem forderte der Antragsteller die Kommission auf, 
die Dumpingspanne auf der Grundlage eines von ihm 
selbst für die Zwecke dieser Untersuchung errechneten 
Cites-Wertes auszudrücken und bezog sich dazu auf 
Artikel 2 Absatz 9 der Grundverordnung. Die Forderung 
wurde damit begründet, dass der bei den Zollbehörden 
angemeldete Preis ein Verrechnungspreis sei, der vielleicht 
für Zollzwecke korrekt sei, jedoch nicht bei der Berech­
nung der Dumpingspannen in Antidumpingverfahren 
verwendet werden dürfe. Diese Forderung muss zurück­
gewiesen werden, da die Differenz zwischen Ausfuhrpreis 
und Normalwert, d. h. die Dumpingspanne, auf der 
Grundlage ausgedrückt werden sollte, die von den Zoll­
behörden später auch zur Bestimmung des zu erheben­
den Zolls verwendet wird. Dabei handelt es sich um den 
Cites-Wert, der vom Antragsteller bei den Zollbehörden 
angemeldet wird. Folglich wurde bei den Berechnungen 
dieser Wert verwendet. 

(31) Im Zusammenhang mit der Berechnung der Produktions­
kosten beanstandete der Antragsteller, dass die Kommis­
sion bei der rechnerischen Ermittlung des Normalwertes 
den durchschnittlichen von einem unabhängigen Liefe­
ranten verlangten Kaufpreis eines Hauptkostenfaktors 
verwendet hat statt des tatsächlich an einen verbundenen 
Lieferanten gezahlten Preises für den gleichen Kostenfak­
tor. Diese Forderung muss zurückgewiesen werden, da 
der vom verbundenen Lieferanten in Rechnung gestellte 
Preis erheblich niedriger war als der für den gleichen 
Rohstoff an einen unabhängigen Lieferanten gezahlte 
Preis. Dieser Preis kann daher nicht als Fremdvergleichs­
preis betrachtet werden. Der Kostenfaktor musste also 
berichtigt werden. 

(32) Nach der Unterrichtung machte der Antragsteller geltend, 
dass die Verpackungskosten beim Vergleich der Ausfuhr­
preise mit den Normalwerten nicht einheitlich behandelt 
wurden. Diese Frage wurde geprüft und etwaige sachliche 
Fehler wurden berichtigt. 

(33) Der Antragsteller nahm ferner Stellung zum Ausschluss 
der Ausfuhrgeschäfte eines bestimmten Warentyps. Die 
Verkäufe dieses Warentyps in der Union machten weni­
ger als 5 % der vom Antragsteller während des UZÜ 
getätigten Verkäufe der betroffenen Ware in der Union 
aus. Dieses Argument muss abgelehnt werden, da weder 
Verkäufe dieses Warentyps auf dem Inlandsmarkt getätigt 
noch Angaben zu den spezifischen Produktionskosten 
gemacht wurden. Da dieser Warentyp während des 
UZÜ in geringen Mengen in die EU exportiert wurde, 
wurde es daher als unangebracht erachtet, den Normal­
wert auf der Grundlage der Herstellkosten anderer Wa­
rentypen zu berechnen und dann Berichtigungen für Un­
terschiede zwischen den Waren vorzunehmen. 

(34) Zusätzlich und wie oben erläutert gab der Antragsteller 
in seiner Reaktion auf die endgültige Unterrichtung aus­
führliche Kommentare ab, insbesondere zu zwei wichti­
gen Punkten der Berechnung der Dumpingspanne, näm­
lich i) zur Frage, ob CHEM, KF und RFAI eine Wirt­
schaftseinheit bilden ( 1 ) und ii) der Berechnung einer in­
dividuellen Dumpingspanne für CHEM einerseits und KF 
andererseits ( 2 ). 

(35) Hinsichtlich des ersten Vorbringens und insbesondere der 
vom Antragsteller in seiner Reaktion auf die endgültige 
Unterrichtung vorgebrachten Punkte ist Folgendes an­
zumerken. 

(36) Der Antragsteller bekräftigte seinen Standpunkt, dass die 
beiden ausführenden Hersteller und der verbundene 
Händler RFAI letztlich im Eigentum und unter Kontrolle 
der gleichen Besitzer seien und dass RFAI daher keine 
Autonomie habe und einfach die Anweisungen der Ei­
gentümer des Antragstellers befolge. Er stimmte zwar 
allen unter Erwägungsgrund 24 aufgeführten Elementen 
zu, lehnte jedoch die entsprechenden Schlussfolgerungen 
der Institutionen ab, da diese Elemente keinen Einfluss 
auf die Frage hätten, ob CHEM, KF und RFAI eine Wirt­
schaftseinheit bilden. 

(37) Die Institutionen weisen die Stellungnahmen des Antrag­
stellers zurück. Die oben aufgeführten Kriterien liefern, 
vor allem in ihrer Gesamtheit gesehen, eine stichhaltige 
Begründung für die Zurückweisung des Vorbringens des 
Antragstellers. Alle unter Erwägungsgrund 24 aufgeführ­
ten Elemente deuten auf eine Konzernstruktur hin, in der 
alle Unternehmen über eine eigene Rechtspersönlichkeit 
verfügen und in der KF und CHEM sämtliche Aufgaben 
eines ausführenden Herstellers (Herstellung und Ausfuhr) 
übernehmen, während RFAI hauptsächlich die Rolle eines 
verbundenen Händlers/Einführers in der EU übernimmt.
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(38) Hinsichtlich des zweiten Vorbringens ist es nicht notwen­
dig, zu dieser Angelegenheit im Rahmen dieser Überprü­
fung endgültig Stellung zu nehmen. Dies ergibt sich aus 
zwei Gründen. Erstens hätte, selbst wenn diesem Vor­
bringen (zusätzlich zu den je nach Fall akzeptierten Vor­
bringen unter Erwägungsgrund 29) stattgegeben würde, 
der Antragsteller den Untersuchungsergebnissen zufolge 
im UZÜ immer noch Dumping auf dem EU-Markt be­
trieben, und zwar mit einer Dumpingspanne von etwa 
13 %. Zweitens gibt es, wie nachfolgend erläutert, derzeit 
keine hinreichenden Anhaltspunkte dafür, dass die für 
den UZÜ festgestellte Dumpingspanne als dauerhaft an­
zusehen ist. 

(39) In seiner Reaktion auf die Unterrichtung über die end­
gültigen Feststellungen brachte der Wirtschaftszweig der 
Union vor, infolge der Überprüfung sollte der Zoll auf 
die Waren des Antragstellers erhöht werden, da voraus­
gesetzt, dass alle Vorbringen des Antragstellers zurück­
gewiesen werden würden, die im UZÜ festgestellte Dum­
pingspanne höher gewesen sei als der geltende Zoll. Da 
es jedoch, wie unten erläutert, keine hinreichenden An­
haltspunkte für eine dauerhafte Veränderung der Um­
stände gibt, ist eine Änderung des Zollsatzes nicht ge­
rechtfertigt, unabhängig davon, ob es sich um eine An­
hebung oder eine Senkung handelt. 

2.4. Analyse der Frage, ob eine dauerhafte Verände­
rung der Umstände vorliegt, die eine Senkung 
oder Aufhebung des Zolls rechtfertigt 

(40) Trotz der Annahme einiger Forderungen des Antragstel­
lers, wie oben beschrieben, wurde festgestellt, dass er 
während des UZÜ Dumping auf dem EU-Markt betrieben 
hat; die Dumpingspanne betrug wenigstens 13 %. Zudem 
gibt es, wie nachfolgend erläutert, keine hinreichenden 
Anhaltspunkte dafür, dass die für den UZÜ festgestellte 
Dumpingspanne als dauerhaft anzusehen ist. 

(41) Der Antragsteller begründete sein Vorbringen, warum 
eine dauerhafte Veränderung der Umstände vorliege, 
mit folgenden Argumenten: 

(42) i) Zunächst verwies der Antragsteller auf die Veränderun­
gen in der Struktur der Ausfuhrverkäufe der Unterneh­
mensgruppe, die zusammen mit der Erschließung neuer 
Wachstumsmärkte auf allen Ausfuhrmärkten, auch dem 
EU-Markt, im Vergleich zu den in der Ausgangsunter­
suchung festgestellten Preisen zu höheren Ausfuhrpreisen 
für Ferrosilicium geführt hätten. Der Antragsteller legte 
jedoch keine stichhaltigen Beweise für den Zusammen­
hang zwischen der neuen Unternehmensstruktur, der Er­
schließung neuer Wachstumsmärkte und den höheren 
Preisen auf dem EU-Markt vor. Auch die im Rahmen 
der Untersuchung getroffenen Feststellungen ergaben kei­
nen Hinweis auf einen solchen Zusammenhang. Die Aus­
fuhrpreise im UZÜ waren zwar im Vergleich zu den im 
Untersuchungszeitraum der Ausgangsuntersuchung fest­
gestellten Preisen eindeutig höher, doch waren sie gleich­
zeitig extremen Schwankungen unterworfen. So betrug 

beispielsweise im UZÜ der Unterschied zwischen dem 
niedrigsten und dem höchsten Verkaufspreis pro Tonne 
des am häufigsten auf dem EU-Markt verkauften Produkts 
über 100 %. Ähnliche Schwankungen konnten auf dem 
Inlandsmarkt beobachtet werden, doch war die Preisent­
wicklung auf dem EU-Markt nicht vergleichbar mit der 
Preisentwicklung auf dem Inlandsmarkt. Dies trifft auch 
auf den dem UZÜ vorausgehenden Zwölfmonatszeitraum 
zu, der im Rahmen einer parallel stattfindenden Erstat­
tungsuntersuchung genau geprüft wurde. Wie es scheint, 
haben die Ausfuhrpreise einfach die Entwicklung der 
Weltmarktpreise nachvollzogen. 

(43) Nach der Unterrichtung machte der Antragsteller ähn­
liche Argumente geltend. Es wurden jedoch wiederum 
unzureichende Beweise vorgelegt. Daher wird der Schluss 
gezogen, dass zu diesem Zeitpunkt keine hinreichenden 
Beweise dafür vorliegen, dass die vom Antragsteller prak­
tizierten höheren Ausfuhrpreise auf andere Ursachen zu­
rückzuführen sind als auf die geltenden Marktpreise (ins­
besondere diejenigen des EU-Marktes) während des UZÜ. 
Mit anderen Worten, es liegen keine ausreichenden Be­
weise dafür vor, dass die vom Antragsteller an der Ex­
portstruktur seines Unternehmens vorgenommenen Än­
derungen die Ursache für diese höheren Preise waren und 
dass daher erwartet werden kann, dass diese Preise künf­
tig gleich hoch oder sogar noch höher sein werden. 
Selbst wenn man davon ausgeht, dass die neue Struktur 
den Konzern effizienter gemacht hat, bedeutet dies im 
Gegensatz zu den Behauptungen des Antragstellers ins­
besondere nicht, dass sich seine Preise für Ausfuhren in 
die EU künftig auf einem hohen Niveau bewegen und 
dass kein Dumping praktiziert wird. 

(44) ii) Zweitens erklärte der Antragsteller, die Preise seiner 
Ausfuhren auf andere Märkte lägen auf dem gleichen 
Niveau oder sogar höher als die Preise seiner Verkäufe 
in die Union. Es seien erhebliche Investitionen getätigt 
worden, um andere Märkte besser beliefern zu können. 
Deshalb entstünde durch eine Senkung oder Aufhebung 
der Antidumpingmaßnahmen für den Antragsteller kein 
Anreiz zur Steigerung der Ausfuhren in die EU und/oder 
zur Senkung der entsprechenden Ausfuhrpreise. 

(45) Dieses Vorbringen kann jedoch nicht zu einer Aufhebung 
oder Senkung der geltenden Maßnahmen führen. Es wird 
daran erinnert, dass der Antragsteller seinen eigenen An­
gaben zufolge auch während des UZÜ noch Dumping 
betrieb. Überdies betonte der Antragsteller selbst, dass 
die EU weiterhin einer seiner traditionellen Märkte bleibt. 
Dies wird bestätigt durch die Tatsache, dass die vom 
Antragsteller auf dem EU-Markt abgesetzten Mengen im­
mer noch sehr hoch sind; vergleicht man die Verkaufs­
mengen mit dem EU-Verbrauch im UZ der Ausgangs­
untersuchung ( 1 ), so machen sie einen bedeutenden 
Marktanteil aus (zwischen 5 % und 20 %; genaue Zahlen 
dürfen aus Gründen der Vertraulichkeit nicht genannt 
werden).
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(46) Nach der Unterrichtung bekräftigte der Antragsteller 
seine Feststellung, neue Marktchancen ergäben sich eher 
auf Märkten wie Indien, Asien und den Vereinigten Staa­
ten als in der EU. Er legte jedoch keinerlei stichhaltige 
Beweise zur Bestätigung seiner Marktstrategien vor. Und 
da es einige Elemente gibt, die dieses Vorbringen nicht 
gerade unterstützen — die im UZÜ immer noch beste­
hende Dumpingspanne, der Mangel an Daten über an­
dere Märkte und die Volatilität der Ausfuhrpreise auf dem 
internationalen Markt — muss es zurückgewiesen wer­
den. 

(47) iii) Drittens bleibt nach Ansicht des Antragstellers der 
russische Inlandsmarkt mit seiner bedeutenden Stahlpro­
duktion einer seiner wichtigsten Märkte; die Nachfrage 
nach der gleichartigen Ware werde in Russland voraus­
sichtlich steigen. Die Inlands- und Ausfuhrpreise von Fer­
rosilicium würden ferner viel schneller steigen als die 
Produktionskosten. Der Antragsteller werde seine Ver­
käufe auf dem Inlandsmarkt also wahrscheinlich weiter 
erhöhen, unter anderem auch deshalb, weil der einzige 
weitere Hersteller von Ferrosilicium in Russland nach 
einem vor kurzem erfolgten Eigentümerwechsel praktisch 
nur noch für den Eigenverbrauch produziere. 

(48) Selbst wenn all diese Behauptungen zutreffen sollten, 
bleibt immer noch die Tatsache bestehen, dass der An­
tragsteller während des UZÜ in erheblichem Umfang und 
zu schwankenden Preisen Dumping betrieb. Überdies 
deuten, wie oben erläutert, die vom Antragsteller im 
UZÜ auf dem EU-Markt abgesetzten Mengen nicht darauf 
hin, dass er sich von diesem Markt zurückgezogen hat 
oder dies in nächster Zukunft beabsichtigt. 

(49) Nach seiner Unterrichtung hob der Antragsteller in seiner 
Stellungnahme hervor, dass die einzige von der Kommis­
sion in der Unterrichtung angeführte Begründung, wes­
halb sie die Relevanz einer steigenden Nachfrage auf dem 
Inlandsmarkt nicht anerkenne, der Umfang der fest­
gestellten Dumpingspanne sei. Außerdem stellte der An­
tragsteller fest, die Kommission habe zwar viele der zen­
tralen Argumente im Zusammenhang mit dem russi­
schen Markt als richtig anerkannt, jedoch nicht die an­
gemessene Schlussfolgerung gezogen. 

(50) Diese Behauptungen müssen zurückgewiesen werden. 
Erstens sprechen nicht nur die Dumpingfeststellungen, 
sondern auch die festgestellten Volumen gegen dieses 
Argument. Zweitens stellen die Institutionen fest, dass 
die Behauptung, dass die Nachfrage nach der betroffenen 
Ware in Russland zunehmen werde und dass die Aus­
fuhrpreise des Konzerns viel schneller steigen würden als 
die Produktionskosten, weder von der Kommission als 
richtig anerkannt wurde noch durch schlüssige unabhän­
gige Daten gestützt wird. 

(51) iv) Viertens wies der Antragsteller darauf hin, dass seine 
russischen Ferrosilicium-Produktionsstätten seit Jahren 
voll ausgelastet seien, dass er nicht die Absicht habe, 
seine Gesamtproduktionskapazität für Ferrosilicium in 

absehbarer Zukunft zu steigern und dass sich keine An­
haltspunkte für das Gegenteil ergeben hätten. 

(52) Allerdings wurde nach der Finanzkrise von 2009 eine 
deutliche Zunahme der Kapazitäten festgestellt, und den 
Angaben des Antragstellers zufolge waren seine Kapazi­
täten im Vergleich zum Zeitraum vor der Finanzkrise von 
2009 um 10 % bis 20 % (aus Vertraulichkeitsgründen 
angegebene Spanne) angestiegen. 

(53) Nach der Unterrichtung brachte der Antragsteller vor, 
dass ein Vergleich der Produktionskapazität nach dem 
UZÜ mit derjenigen im Referenzzeitraum nicht an­
gebracht sei, da der Antragsteller die Finanzkrise von 
2009 erwartet und die Produktionskapazität daher bereits 
reduziert habe. Dieser Argumentation kann nicht gefolgt 
werden; dass die Kapazitäten um 10 % bis 20 % aus­
geweitet wurden, ist gegenüber 2007 zu beobachten 
(und nicht gegenüber 2009, als die Kapazitäten auf ei­
nem Tiefststand waren). Außerdem kann die Finanzkrise 
von 2009 die Produktionskapazität des Antragstellers im 
Jahr 2007 nicht beeinflusst haben. 

2.5. Fazit: keine hinreichenden Beweise für eine dau­
erhafte Veränderung der Umstände 

(54) Die oben zusammengefasste Analyse der Behauptungen 
des Antragstellers ergab, dass derzeit keine hinreichenden 
Beweise für eine dauerhafte Veränderung der Umstände 
vorliegen. Die Ausfuhrpreise des Antragstellers und folg­
lich seine Dumpingspannen werden wahrscheinlich wei­
terhin schwanken, insbesondere nach Maßgabe der Ent­
wicklung der Weltmarktpreise. Die vom Antragsteller 
aufgezeigten veränderten Umstände können nicht als Be­
leg dafür angesehen werden, dass das Preisbildungsver­
halten des Antragstellers im UZÜ von dauerhafter Natur 
ist. Daher wird der Schluss gezogen, dass es voreilig und 
daher nicht gerechtfertigt wäre, zu diesem Zeitpunkt den 
Zollsatz zu senken. 

3. VERPFLICHTUNGEN 

(55) Der Antragsteller bot zusammen mit dem mit ihm ver­
bundenen Einführer eine Preisverpflichtung nach 
Artikel 8 Absatz 1 der Grundverordnung an. 

(56) Die Untersuchung bestätigte, dass der Preis der Ware sehr 
stark schwankt. Wie bereits unter Erwägungsgrund 42 
erwähnt, wurde festgestellt, dass die Preise des Antragstel­
lers in der Union im UZÜ erheblich schwankten. Die 
Ware ist folglich für eine feste Preisverpflichtung nicht 
geeignet. Zwar wurde vom Ausführer ein Indexierungs­
mechanismus vorgeschlagen, doch war es nicht möglich, 
eine Korrelation zwischen den Preisschwankungen der 
fertigen Ware und der vorgeschlagenen Indexierungs­
grundlage herzustellen, insbesondere, da diese mit der 
fertigen Ware zusammenhing und sich auf Preise bezog, 
die durch gedumpte Einfuhren beeinflusst waren. Die 
vorgeschlagene Indexierung wurde daher als nicht an­
gemessen befunden.
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(57) In Bezug auf die unternehmensspezifischen Risiken 
wurde festgestellt, dass angesichts der Komplexität der 
Unternehmensstruktur das Risiko von Ausgleichsgeschäf­
ten sehr hoch ist: Andere Waren als die betroffene Ware 
könnten über einen Händler außerhalb der EU an eine 
andere verbundene Geschäftsstelle in einem Drittland ver­
kauft und anschließend wieder in die EU verkauft wer­
den. 

(58) Da die Ware in unterschiedlichen Qualitäten existiert und 
größtenteils als lose Ware eingeführt wird, wäre es für die 
Zollbehörden nicht möglich, ohne Einzelanalysen bei je­
der Transaktion die chemische Spezifikation der jeweili­
gen Ware (für die potenziell unterschiedliche Mindestein­
fuhrpreise gelten könnten) zu bestimmen, was die Über­
wachung sehr aufwendig, wenn nicht undurchführbar 
machen würde. 

(59) Das Verpflichtungsangebot wurde daher abgelehnt. 

4. EINSTELLUNG DER ÜBERPRÜFUNG 

(60) Angesichts der Feststellungen zum Dumping und des 
fehlenden Nachweises der dauerhaften Veränderung der 

Umstände wird der Schluss gezogen, dass für JSC Che­
lyabinsk Electrometallurgical Integrated Plant und sein 
verbundenes Unternehmen JSC Kuznetsk Ferroalloy 
Works weiterhin der in der ursprünglichen Verordnung 
festgelegte Zollsatz von 22,7 % gelten sollte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die nach Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 
1225/2009 eingeleitete teilweise Interimsüberprüfung der Anti­
dumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von Ferrosili­
cium mit Ursprung unter anderem in Russland wird ohne Än­
derung der geltenden Antidumpingmaßnahme eingestellt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Brüssel am 16. Januar 2012. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
N. WAMMEN
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 61/2012 DER KOMMISSION 

vom 24. Januar 2012 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 891/2009 hinsichtlich der Verwaltung von Zucker 
Zugeständnisse CXL 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 144 Absatz 1 und die 
Artikel 148 und 156 Verbindung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
891/2009 der Kommission vom 25. September 2009 
zur Eröffnung und Verwaltung gemeinschaftlicher Zoll­
kontingente im Zuckersektor ( 2 ) muss für Zucker Zu­
geständnisse CXL mit den laufenden Nummern 09.4317, 
09.4318, 09.4319 und 09.4321 (länderspezifisch) und 
für Balkan-Zucker den Einfuhrlizenzanträgen das Original 
der Ausfuhrlizenzen beigefügt sein. 

(2) Für Zucker Zugeständnisse CXL mit der laufenden Num­
mer 09.4320 (jedes Drittland) ist die Vorlage der Aus­
fuhrlizenz nicht erforderlich. 

(3) Durch die Abschaffung der verpflichtenden Vorlage der 
Ausfuhrlizenz für länderspezifische Zugeständnisse kön­
nen die Verwaltungsanforderungen für CXL-Zuckerein­
fuhren in die EU erleichtert, der Wettbewerb zwischen 
den Marktbeteiligten gefördert und ein reibungsloseres 
Funktionieren des Marktes ermöglicht werden. Da die 
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr nach 
wie vor der Vorlage eines Ursprungsnachweises unter­
liegt, kann diese Vereinfachung unbeschadet der Möglich­
keit der Mitgliedstaaten eingeführt werden, die notwendi­

gen Maßnahmen zu ergreifen, um sich von einer ord­
nungsgemäßen Abwicklung der Transaktionen zu über­
zeugen. 

(4) Um einen reibungslosen Übergang zu den vereinfachten 
Verwaltungsanforderungen zu gewährleisten, sollten diese 
erst ab dem 1. Februar 2012 angewandt werden. 

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 891/2009 ist daher entspre­
chend zu ändern. 

(6) Der Verwaltungsausschuss für die gemeinsame Organisa­
tion der Agrarmärkte hat nicht innerhalb der ihm 
von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist Stellung 
genommen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 891/2009 erhält 
folgende Fassung: 

„(4) Für Balkan-Zucker muss den Einfuhrlizenzanträgen 
das Original der gemäß dem Muster in Anhang II von den 
zuständigen Behörden des betreffenden Drittlands ausgestell­
ten Ausfuhrlizenzen beigefügt sein. Die in den Einfuhrlizenz­
anträgen angegebene Menge darf die auf den Ausfuhrlizenzen 
ausgewiesene Menge nicht übersteigen.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Februar 2012. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 24. Januar 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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VERORDNUNG (EU) Nr. 62/2012 DER KOMMISSION 

vom 24. Januar 2012 

zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1177/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates 
für die Gemeinschaftsstatistik über Einkommen und Lebensbedingungen (EU-SILC) im Hinblick auf 

das Verzeichnis der sekundären Zielvariablen zum Wohlbefinden für 2013 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1177/2003 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 16. Juni 2003 für die 
Gemeinschaftsstatistik über Einkommen und Lebensbedingun­
gen (EU-SILC) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 15 Absatz 2 Buch­
stabe f, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Durch die Verordnung (EG) Nr. 1177/2003 entstand ein 
gemeinsamer Rahmen für die systematische Erstellung 
von europäischen Statistiken über Einkommen und Le­
bensbedingungen (EU-SILC), die vergleichbare und aktu­
elle Querschnitt- und Längsschnittdaten über Einkommen 
sowie über den Umfang und die Zusammensetzung von 
Armut und sozialer Ausgrenzung auf nationaler und auf 
europäischer Ebene umfassen. 

(2) Gemäß Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe f der Verordnung 
(EG) Nr. 1177/2003 sind Durchführungsmaßnahmen be­

züglich des Verzeichnisses der jährlich in die Querschnitt­
komponente von EU-SILC aufzunehmenden sekundären 
Zielgebiete und -variablen erforderlich. Das Verzeichnis 
der sekundären Zielvariablen für das Modul „Wohlbefin­
den“ für das Jahr 2013 sollte mit den entsprechenden 
Variablencodes festgelegt werden. 

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ste­
hen im Einklang mit der Stellungnahme des Ausschusses 
für das Europäische Statistische System — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Verzeichnis der sekundären Zielvariablen und die Identifi­
katoren der Variablen für das in die Querschnittkomponente der 
europäischen Statistik über Einkommen und Lebensbedingun­
gen (EU-SILC) aufzunehmende Modul zum Wohlbefinden für 
2013 sind im Anhang aufgeführt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 24. Januar 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Für die Zwecke dieser Verordnung werden Einheit, Datenerhebungsmodus und Bezugszeitraum wie folgt definiert: 

1. Einheit 

Die Informationen sollten für alle derzeitigen Haushaltsmitglieder oder — falls zutreffend — für alle ausgewählten 
Auskunftspersonen im Alter ab 16 Jahren geliefert werden. 

2. Datenerhebungsmodus 

Aufgrund der Art der zu erhebenden Informationen sind nur persönliche Befragungen zulässig. Nicht zulässig sind 
insbesondere Proxy-Interviews. 

3. Bezugszeitraum 

Der Bezugszeitraum für alle Zielvariablen ist die Situation zum Zeitpunkt der Befragung, außer für die fünf Variablen 
zum emotionalen Wohlbefinden, die sich auf die vergangenen vier Wochen beziehen. 

4. Datenübermittlung 

Die sekundären Zielvariablen sollten der Kommission (Eurostat) in der persönlichen Datei (P-Datei) nach den primären 
Zielvariablen übermittelt werden. 

MODUL 2013 — WOHLBEFINDEN 

GEBIETE UND VERZEICHNIS DER ZIELVARIABLEN 

Identifikator der 
Variable Werte Zielvariable 

Erfahrungen mit dem Leben insgesamt 

PW010 Zufriedenheit mit dem eigenen Leben insgesamt 

0-10 Von 0 (Überhaupt nicht zufrieden) bis 10 (Vollkommen zufrieden) 

99 Weiß nicht 

PW010_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

PW020 Sinn des Lebens 

0-10 Von 0 (Überhaupt nicht sinnvoll) bis 10 (Vollkommen sinnvoll) 

99 Weiß nicht 

PW020_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

Materielle Lebensbedingungen 

PW030 Zufriedenheit mit der finanziellen Situation 

0-10 Von 0 (Überhaupt nicht zufrieden) bis 10 (Vollkommen zufrieden) 

99 Weiß nicht 

PW030_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson
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Identifikator der 
Variable Werte Zielvariable 

PW040 Zufriedenheit mit der Wohnung 

0-10 Von 0 (Überhaupt nicht zufrieden) bis 10 (Vollkommen zufrieden) 

99 Weiß nicht 

PW040_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

Gesundheit 

PW050 Sehr nervös 

1 Ständig 

2 Meistens 

3 Manchmal 

4 Selten 

5 Nie 

9 Weiß nicht 

PW050_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

PW060 Niedergeschlagen 

1 Ständig 

2 Meistens 

3 Manchmal 

4 Selten 

5 Nie 

9 Weiß nicht 

PW060_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

PW070 Ruhig und gelassen 

1 Ständig 

2 Meistens 

3 Manchmal 

4 Selten 

5 Nie 

9 Weiß nicht

DE 25.1.2012 Amtsblatt der Europäischen Union L 22/11



Identifikator der 
Variable Werte Zielvariable 

PW070_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

PW080 Entmutigt oder traurig 

1 Ständig 

2 Meistens 

3 Manchmal 

4 Selten 

5 Nie 

9 Weiß nicht 

PW080_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

PW090 Glücklich sein 

1 Ständig 

2 Meistens 

3 Manchmal 

4 Selten 

5 Nie 

9 Weiß nicht 

PW090_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

Produktive und wertgeschätzte Tätigkeiten 

PW100 Zufriedenheit mit der Arbeit 

0-10 Von 0 (Überhaupt nicht zufrieden) bis 10 (Vollkommen zufrieden) 

99 Weiß nicht 

PW100_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 2 Nicht zutreffend (PL031 nicht = 1, 2, 3 oder 4) 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

PW110 Zufriedenheit mit der Fahrtzeit zum Arbeitsplatz 

0-10 Von 0 (Überhaupt nicht zufrieden) bis 10 (Vollkommen zufrieden) 

99 Weiß nicht
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Identifikator der 
Variable Werte Zielvariable 

PW110_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 2 Nicht zutreffend (PL031 nicht = 1, 2, 3 oder 4) 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

– 4 Nicht zutreffend (Arbeitsplatz zu Hause) 

PW120 Zufriedenheit mit der Zeitverwendung 

0-10 Von 0 (Überhaupt nicht zufrieden) bis 10 (Vollkommen zufrieden) 

99 Weiß nicht 

PW120_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

Staatsführung und Grundrechte 

PW130 Vertrauen in das politische System 

0-10 Von 0 (Überhaupt kein Vertrauen) bis 10 (Vollkommenes Vertrauen) 

99 Weiß nicht 

PW130_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

PW140 Vertrauen in das Rechtssystem 

0-10 Von 0 (Überhaupt kein Vertrauen) bis 10 (Vollkommenes Vertrauen) 

99 Weiß nicht 

PW140_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

PW150 Vertrauen in die Polizei 

0-10 Von 0 (Überhaupt kein Vertrauen) bis 10 (Vollkommenes Vertrauen) 

99 Weiß nicht 

PW150_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

Freizeit und soziale Interaktion 

PW160 Zufriedenheit mit persönlichen Beziehungen 

0-10 Von 0 (Überhaupt nicht zufrieden) bis 10 (Vollkommen zufrieden) 

99 Weiß nicht
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Identifikator der 
Variable Werte Zielvariable 

PW160_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

PW170 Persönliches (Vertrauensperson für Aussprachen) 

1 Ja 

2 Nein 

9 Weiß nicht 

PW170_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

PW180 Hilfe von anderen 

1 Ja 

2 Nein 

9 Weiß nicht 

PW180_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 2 Ich habe keine Verwandten, Freunde, Nachbarn 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

PW190 Vertrauen in andere 

0-10 Von 0 (Man kann keinem vertrauen) bis 10 (Man kann den meisten vertrauen) 

99 Weiß nicht 

PW190_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

Natürliche Umgebung und Wohnumfeld 

PW200 Zufriedenheit mit Freizeit- und Grünflächen 

0-10 Von 0 (Überhaupt nicht zufrieden) bis 10 (Vollkommen zufrieden) 

99 Weiß nicht 

PW200_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

PW210 Zufriedenheit mit dem Wohnumfeld 

0-10 Von 0 (Überhaupt nicht zufrieden) bis 10 (Vollkommen zufrieden) 

99 Weiß nicht
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Identifikator der 
Variable Werte Zielvariable 

PW210_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson 

Wirtschaftliche und physische Sicherheit 

PW220 Physische Sicherheit 

1 Sehr sicher 

2 Ziemlich sicher 

3 Etwas unsicher 

4 Sehr unsicher 

9 Weiß nicht 

PW220_F 1 Ausgefüllt 

– 1 Fehlt 

– 3 Nicht ausgewählte Auskunftsperson
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 63/2012 DER KOMMISSION 

vom 24. Januar 2012 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 24. Januar 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 IL 149,3 
MA 56,9 
TN 98,8 
TR 106,4 
ZZ 102,9 

0707 00 05 EG 217,9 
JO 229,9 

MA 148,6 
TR 184,6 
ZZ 195,3 

0709 91 00 EG 129,3 
ZZ 129,3 

0709 93 10 MA 119,4 
TR 142,1 
ZZ 130,8 

0805 10 20 AR 41,5 
BR 41,5 
EG 52,6 
MA 50,3 
TN 58,7 
TR 66,6 
ZA 41,5 
ZZ 50,4 

0805 20 10 MA 76,8 
ZZ 76,8 

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70, 
0805 20 90 

CN 61,5 
EG 79,2 
IL 85,4 

KR 92,0 
MA 105,3 
TR 100,5 
ZZ 87,3 

0805 50 10 TR 53,7 
UY 45,3 
ZZ 49,5 

0808 10 80 CA 126,3 
CL 58,2 
CN 109,1 
MK 30,8 
US 155,9 
ZZ 96,1 

0808 30 90 CN 70,2 
TR 116,3 
US 118,2 
ZA 87,1 
ZZ 98,0 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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